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ANFRAGE 
 
 
des Abgeordneten Mag. Christian Ragger 
und weiterer Abgeordneter 
an den Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 
betreffend Fehleinschätzungen bei Akutpatienten 
 
Am 2.6.2020 schaltete der ORF in seinem Online-Auftritt 
(https://kaernten.orf.at/stories/3051276/) folgenden Artikel: 

Fehleinschätzungen bei Akutpatienten 

Erfahrungen der Kärntner Patientenanwaltschaft zeigen, dass es während der 
Coronavirus-Krise Fehleinschätzungen gegeben habe, was ein Akutfall ist. So 
seien Patienten zu Schaden gekommen. Die Spitäler und Ärztekammer zeigen 
sich verwundert und suchen nach den genannten Fällen.  

In manchen Fällen konnten hartnäckige Patienten und die Patientenanwaltschaft 
gerade noch schwere Gesundheitsschäden verhindern, in anderen seien Schäden 
eingetreten, sagte die Kärntner Patientenanwältin Angelika Schiwek. Beispielsweise 
hätten Internisten zwei Patienten mit Herzinfarktsymptomen und auffälligen 
Blutwerten ins Spital eingewiesen, aber „im Krankenhaus wurden sie nicht als akut 
eingestuft und wieder nach Hause geschickt. Die Internisten haben dann aber 
nachgehakt, und dann sind sie aufgenommen und erfolgreich behandelt worden“, so 
Schiwek im Ö1-Morgenournal. 

70-prozentiger Krebsverdacht 

Ein weiteres Beispiel: Bei einem Patienten bestand ein 70-prozentiger 
Prostatakrebsverdacht nach einem PSA-Test und anderen Untersuchungen. „Der 
Patient hat eine Biopsie zur Verifizierung gebraucht im Krankenhaus. Aber er wurde 
nach Hause geschickt, weil ihm gesagt wurde, es können nur Patienten mit akutem 
Krebs behandelt werden.“ Erst als die Patientenanwaltschaft argumentierte, ein 70-
prozentiger Krebsverdacht müsse wohl reichen, wurde die Biopsie doch 
durchgeführt. Auch ein Patient mit auffälligen Thromboseblutwerten, der vom 
Hausarzt zugewiesen wurde, wurde vom Krankenhaus nicht aufgenommen. „Er hat 
sich aber auch nicht mehr an den Hausarzt gewandt. Und es ist noch nicht vom 
Tisch, dass das Bein amputiert werden muss“, so Schiwek. 
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Aufnahmesystem zurückgefahren 

Das gute Aufnahmesystem der Spitäler wurde zum Schutz vor dem Coronavirus 
zurückgefahren und auf Akutfälle beschränkt, sagt die Patientenanwältin. „Und da 
hat es meines Erachtens eben Fehleinschätzungen gegeben“, so Schiwek. Der 
Begriff Kollateralschäden komme ihr in den Sinn. 

Auch im niedergelassenen Bereich gab es einen schwerwiegenden Fall. Ein 
Hausarzt habe bei einer Patientin einen auffälligen Nierenblutwert festgestellt, aber 
„als sie beim Internisten eingetroffen ist, hat die Ordinationsassistentin sofort gesagt: 
‚Es ist Coronavirus-Zeit, und es werden nur akute Patienten drangenommen, Sie 
fallen nicht darunter.‘ Die Patientin ist nach Hause gegangen, hat aber drei Wochen 
später ein akutes Nierenversagen entwickelt.“ 

Nur „Spitze des Eisbergs“ 

Schiwek berichtete sogar von einem Todesfall, der indirekt wohl mit der Coronavirus-
Situation zu tun habe. Ein Herzinfarktpatient wurde nach einer Stent-Operation 
entlassen – ohne das sonst übliche Gespräch mit Patient und Angehörigen: „Dann ist 
es nicht verwunderlich, dass man – wie man bei der Apotheke die Medikamente 
geholt hat – eines irrtümlich nicht mitgenommen hat, und zwar eines der wichtigsten, 
das blutverdünnende Medikament. Der Patient hat dann zu Hause wieder einen 
Herzinfarkt erlitten, an dem er leider verstorben ist.“ Die Patientenanwältin vermutet, 
dass es zahlreiche ähnliche Fälle von Erkrankungen und Todesfällen gab. Durch 
Meldungen an die Patientenanwaltschaft werde immer nur die Spitze des Eisbergs 
sichtbar. 

Krankenhäuser suchen Fälle 

Bei den Landesspitälern zeigt man sich ob der Vorwürfe verwundert, Beschwerden 
seien bis dato nicht an sie herangetragen worden. Jörg Weber, der Leiter des 
Coronavirus-Krisenstabes in den Landesspitälern, sagte, man habe nach den 
angegebenen Fällen gesucht, sei aber nicht fündig geworden. „Natürlich, wenn mehr 
auf dem Tisch liegen sollte, muss man sich das im Detail anschauen. Aber es ist 
völlig klar, dass jeder von uns einen gewissen Beitrag leisten musste. Und wenn ein 
Krankenhaussystem 900 Betten vorhalten muss, ist eine volle Leistung nicht zu 
erbringen. Damit ist eine Patientenpriorisierung notwendig, die nach fachlichen 
Kriterien erfolgt.“ Sie verlange auch eine gewisse Kooperationsbereitschaft von den 
Patienten, vor allem, wenn es um Termine gehe, so Weber. 

Das bedeute aber nicht, dass die Dringlichkeitseinschätzung mit der tatsächlichen 
Einschätzung des Patienten korreliere, so Weber: „Für jeden ist Medizin immer etwas 
Dringliches, dafür haben wir auch Verständnis, im Rahmen der Möglichkeiten und 
nach bestem Wissen und Gewissen haben wir das schnellstmöglich abgearbeitet.“ 

Auch bei der Ärztekammer zeigt man sich ob der Kritik, die auch den 
niedergelassenen Bereich betrifft, überrascht. Die Fälle seien nicht bekannt, müssten 
aber einzeln geprüft und aufgearbeitet werden, wie so vieles nach der Coronavirus-
Krise, heißt es von Ärztekammerpräsidentin Petra Preiss. […] 
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In diesem Zusammenhang richten die unterfertigten Abgeordneten an den 
Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz folgende 
 

ANFRAGE 
 

1. Sind Ihnen Fälle bekannt, bei denen es aufgrund der umfassenden Corona-
Maßnahmen und den daraus erwachsenen Aufschiebungen von 
medizinischen Versorgungen zu schwerwiegenden gesundheitlichen Schäden 
gekommen ist? 

2. Wenn ja, um wie viele handelt es sich und zu welchen Schäden ist es 
gekommen?  

3. Wenn ja, listen Sie bitte die Fälle nach Krankheit und Bundesländern auf! 
4. Wenn nein, warum nicht? 
5. Kam es in diesem Zusammenhang zu Todesfällen? 
6. Welche Leistungen und Entschädigungen werden den betreffenden 

Patientinnen und Patienten für gesundheitliche Verschlechterungen aufgrund 
aufgeschobener medizinischer Leistungen angedacht werden? 

7. Wie können die Patientinnen und Patienten diese Leistungen in Anspruch 
nehmen und Entschädigungen einfordern? 

8. Wann wird in den Gesundheitsbetrieben und Krankenanstalten wieder der 
gewohnte Normalzustand herrschen? 

9. Nach welchen Kriterien wurden und werden Personen in Anbetracht der 
Corona-Krise als Akut-Patienten eingestuft? 

10. Waren diese Kriterien in allen Bundesländern einheitlich? 
11. Wenn nein, warum nicht? 
12. Sind Ihnen Beschwerden von Patientinnen und Patienten und der 

Patientenanwaltschaft bekannt? 
13. Gab es bei Überweisungen von Spezialisten Probleme? 
14. Wie viele der den Corona-Patienten vorbehalten Betten in den Spitälern waren 

unbelegt? 
15.  Wie viele medizinische Operationen mussten aufgeschoben werden? 
16. Listen Sie bitte nach Krankheit, der Art der Behandlung und den 

Bundesländern auf! 
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